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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter 
Bredehom 
(FDP) 


Wie hoch sind jährlich die negativen finanziellen 
Auswirkungen auf die Einkommen der milch- 
produzierenden Betriebe in der Bundesrepublik 
Deutschland bei der Quotierung der Milchmenge 
und anderer Maßnahmen auf dem Milchmarkt? 


2. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Hickel 
(DIE GRÜNEN) 


Welche Alternativen zu lindanhaltigen Mitteln hält 
die Bundesregierung für umweltfreundlicher, aber 
effektiv genug, um der raschen Ausbreitung des 
Borkenkäfers in Waldschadensgebieten entgegen- 
zutreten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Soziaiordnung 


3. Abgeordneter Stehen der Bundesregierung für 1983 Zahlen aus 
Grünbeck den Ländern zur Verfügung über nicht verwendete 

(FDP) Finanzmittel aus der Behindertenabgabe? 


4. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 


Trifft die Pressemeldung der Frankfurter Rund- 
schau vom 17. April 1984 zu, wonach Bundes- 
arbeitsminister Dr. Blüm auf der Beschäftigungs- 
konferenz des Europäischen Gewerkschaftsbun- 
des in Straßburg in seinem schriftlichen Redetext 
folgende Passage hatte: „Auf dem vieldiskutierten 
und heftig umstrittenen Feld der Wochenarbeits- 
zeitverkürzung ist die Haltung der Bundesregierung 
durchaus offen. Sie geht davon aus, daß der seit 
den 50er Jahren anhaltende Trend der Verkürzung 
der Regelarbeitszeit anhalten und die tarifliche 
Arbeitszeit auf längere Sicht deutlich unter dem 
heutigen Niveau liegen wird.“? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


5. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hickel 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Kenntnisse besitzt die Bundesregierung über 
die Umwelt- und Gesundheitsgefahren, die durch 
das Insektenbekämpfungsmittel Lindan verursacht 
werden, insbesondere über seine Fähigkeit, sich bio- 
akkumulativ anzureichern (Beispiel Muttermilch)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


6. Abgeordneter 

Hoffmann 

(Saarbrücken) 

(SPD) 


In welcher Weise und wann haben Mitglieder der 
Bundesregierung den blockierenden Lkw-Fahrern 
am Brenner Zuspruch gegeben oder sie besucht, 
und welche Kosten sind dabei entstanden? 
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Wird die Bundesregierung entsprechend den Grund- 
sätzen des Zonenrandförderungsgesetzes auf die 
Deutsche Bundesbahn einwirken, bei der Neuor- 
ganisation des betriebsmaschinentechnischen Dien- 
stes (Bahnbetriebswerke) Dienststellengrößenord- 
nungen anzustreben, die die Aufrechterhaltung 
der Bahnbetriebswerke im Zonenrandgebiet er- 
lauben? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

8. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, darauf hinzuwir- 

Nelle ken, daß bei den Nahbereichen im Fernsprechver- 

(CDU/CSU) kehr zukünftig gewährleistet ist, daß von allen Orts- 

teilen einer Stadt in gleicher Weise die zuständige 
Kreisstadt mit dem Fernsprechnahtarif erreichbar 
ist, und wieweit sind die Bemühungen gediehen, 
hierbei besonders für den Raum Wittingen für eine 
Gebührengerechtigkeit Sorge zu tragen? 

9. Abgeordnete Wie ist die Aussage im Regierungsbericht zur Infor- 

Frau mationstechnik (BMFT 413—5800—1—2/84) auf 

Reetz Seite 59 ,,Das strategische Ziel der Bundesregie- 

(DIE GRÜNEN) rung ist der Ausbau des heutigen Fernmeldenetzes 

zu einem vermittelnden Breitbandnetz mit opti- 
scher Übertragungstechnik. Zur Erreichung dieses 
Ziels wird die DBF ein Gesamtkonzept erarbeiten.“ 
damit zu vereinbaren, daß im Jahre 1984 3 000 
ausgebildete Fernmeldehandwerker/innen, Elektro- 
mechaniker/innen und Kraftfahrzeugmechaniker/ 
innen nicht in die technische Laufbahn der DBF 
übernommen werden (allein beim FA Essen 50 Aus- 
gebildete), und werden Überlegungen angestellt, um 
diesen Ausgebildeten durch weitere Ausbildungs- 
stufen (Lehrveranstaltungen, Technikerschule) und 
durch eine Neugestaltung der B Ft- Laufbahn die 
Qualifikation als staatlich geprüfte Techniker zu 
ermöglichen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

10. Abgeordneter Worin besteht die Einmaligkeit des Gesetzgebungs- 

Dr. Sperling Verfahrens für das geplante Baugesetzbuch? 

(SFD) 

11. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Gesetzge- 

Dr. Sperling bungsverfahren generell und nach dem Vorbild des 

(SFD) einmaligen Verfahrens für das Bundesbaugesetz- 

buch zu ändern? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

12. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 

von Schmude den Technologietransfer zwischen Forschungsein- 

(CDU/CSU) richtungen und Wirtschaft zu intensivieren, um 

Kosten durch parallel laufende Forschungsvorha- 
ben zu vermeiden und das sogenannte spin-off der 
Forschungseinrichtungen besser zu nutzen? 


7. Abgeordneter 
Stiegler 
(SFD) 
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13. Abgeordneter 
von Schmude 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei Existenzgründungen 
auf Kooperationsmöglichkeiten mit Forschungsein- 
richtungen hinweisen, etwa im Rahmen von Förde- 
rungs- und Beratungsprogrammen, um vor allem im 
Aufbau befindlichen Unternehmen kostenintensive 
Eigenentwicklungen zu ersparen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


14. 


Abgeordneter 

Schemken 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
1982 beschlossene und bis zum 31. Dezember 1984 
befristete Verlängerung der Ausbilder-Eignungs- 
Verordnung (AEVO) maßgeblich zu der seither 
festgestellten Steigerung des Angebots an Ausbil- 
dungsplätzen beigetragen hat? 


15. Abgeordneter 
Schemken 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch eine noch- 
malige Verlängerung der Übergangsregelung nach 
§ 8 Abs. 2 der AEVO unverzüglich dafür zu sorgen, 
daß in den nächsten Jahren dringend benötigte zu- 
sätzliche Ausbildungsplätze bereitgestellt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


16. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 


Was spricht nach Auffassung der Bundesregierung 
für, was spricht gegen eine Regelung der Rechte und 
Zusammensetzung der sogenannten Dreier-Aus- 
schüsse des Bundesverfassungsgerichts? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, geschiedenen Steuer- 
pflichtigen, die für ihren geschiedenen Ehegatten 
und für ein oder mehrere gemeinsame Kinder vollen 
Unterhalt leisten müssen, statt der bisherigen Steuer- 
klasse I einschließlich der Möglichkeit des Realsplit- 
tings die Steuerklasse III einschließlich der Möglich- 
keit des Ehegattensplittings zuzubilligen, und falls 
nein, warum nicht? 


18. Abgeordneter 
Austermann 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf einen Vorschlag 
des DIHT aus dem Jahre 1978 zurückzugreifen und 
die Oberfinanzdirektoren ^nzuweisen, Ausbildungs- 
Kosten-Rückstellungen zuzulassen, um die Ausbil- 
dungsbereitschaft der Betriebe zu erhöhen? 


19. Abgeordneter Welche finanziellen Nettozahlungen an die EG kom- 
Kirschner men auf die Bundesrepublik Deutschland insgesamt 

(SPD) in den kommenden zehn Jahren jeweils zu, wenn, 

wie ap am 20. April 1984 meldete, der Mehrwert- 
steueranteil an die EG 1986 auf 1,4 v. H. und nach 
1988 auf 1,6 v. H. angehoben wird? 
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20. Abgeordneter Treffen Gerüchte zu, daß die Zoll-Douane-Schilder 
Antretter entgegen den Ankündigungen des Parlamentarischen 

(SPD) Staatssekretärs Dr. Häfele im Deutschen Bundestag 

vor einigen Monaten noch vor der Europawahl von 
der Bundesregierung ersatzlos abgemacht werden, 
und wenn ja, wann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


2 1 . Abgeordneter 
Schily 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, 
daß es sich bei den Ermittlungen gegen die Firma 
Rheinmetall auch um den Verdacht der ungeneh- 
migten Ausfuhr einer Munitionsfüllanlage für das 
NATO-Artilleriesystem FH 70 nach Südafrika han- 
delt, und teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß ein solcher Export einen Verstoß gegen das 
UNO-Rüstungsembargo gegenüber Südafrika dar- 
stellt? 


22. Abgeordneter 
Schily 

(DIE GRÜNEN) 


Womit ist die besondere Eile zu erklären, die die 
Bundesregierung u. a. dazu veranlaßte, im Rechts- 
ausschuß des Bundesrates auf schnelle Bearbeitung 
der Änderung des Kriegswaffenkontrollgesetzes zu 
drängen, und hat die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang Gespräche oder Schriftverkehr mit 
dem Bundesverband der Deutschen Industrie ge- 
führt? 


23. Abgeordneter 
Beckmann 
(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Einfüh- 
rung einer Produktionsbescheinigung und eines 
Begleitscheins für Lieferungen bestimmter Eisen- 
und Stahlerzeugnisse bei den Unternehmen der 
Stahlindustrie und des Stahlhandels (vgl. Ent- 
scheidung Nr. 3717/83 EGKS der Kommission 
vom 23. Dezember 1983) sich auf den mittelstän- 
dischen Stahlhandel dahin gehend ausgewirkt hat, 
daß eine ganze Anzahl von solchen Unternehmen 
den Handel im europäischen Bereich sehr stark 
einschränken mußte bzw. daß dem Handel teil- 
weise sogar die Basis entzogen wurde, und wie 
beurteilt sie diese Situation? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der 
Krizsan ehemalige Flieger oberst Rudel als Bezugsfigur für 

(DIE GRÜNEN) die Traditionspflege der Bundeswehr in Betracht 
kommt? 


25. Abgeordneter 
Krizsan 

(DIE GRÜNEN) 


Hält die Bundesregierung den Traunsteiner Oberst- 
leutnant Held, der in seiner persönlichen Vorstel- 
lung als Kandidat für den Traunsteiner Stadtrat in 
einer Wahl -Broschüre Rudel zu einem Leitbild für 
sich erklärt und diese Aussage in einem Leserbrief 
an das Traunsteiner Wochenblatt nochmals bekräf- 
tigt hat, als aktiven Offizier in der Bundeswehr 
für tragbar? 
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26. Abgeordneter 
Pfuhl 
(SPD) 


27. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Dr. Scheer 
(SPD) 


29. Abgeordneter 
Dr. Scheer 
(SPD) 


30. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, gleich dem britischen 
Verteidigungsministerium, einem unabhängigen Te- 
ster die Möglichkeit zum Test der Soldatenverpfle- 
gung zu geben und anschließend das Ergebnis zu 
veröffentlichen? 

Kann die Bundesregierung Nachrichten bestätigen, 
denen zufolge die DDR militärische Berater nach 
Kambodscha entsandt und Waffen den Vietname- 
sen für den Kampf gegen die Freiheitskämpfer ge- 
liefert hat? 

Treffen Zeitschriften- und Zeitungsberichte zu, 
wonach amerikanische Truppeneinheiten in der 
Bundesrepublik Deutschland - wie die 8^*^ In- 
fantry Division — Manöver zur Übung von Air- 
Land-Battle-Konzeptionen durchführen, und daß 
bei den jährlichen Reforger-ManÖvern in der Bun- 
desrepublik Deutschland in den Jahren 1982 und 
1983 Air-Land-Battle-Konzepte geübt wurden? 

Hält die Bundesregierung Manöver amerikanischer 
Truppen auf der Grundlage von Air-Land-Battle- 
Konzeptionen in der Bundesrepublik Deutschland 
mit der Aussage der Bundesregierung für vereinbar, 
nach der Air-Land -Battle-Konzeptionen wie der FM 
100/5 in der NATO einschließlich der amerikani- 
schen Truppen keine Gültigkeit und damit keine 
praktische Relevanz hätten? 

Über wieviel einsetzbare atomare Sprengköpfe ver- 
fügte die Sowjetunion bei Abschluß des Vertrages 
über Nichtverbreitung von Kernwaffen vom 1. Juli 
1968, und über wieviel Sprengköpfe verfügt sie 
heute? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


31. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen 
Löffler das verfügbare Einkommen von Bediensteten der 

(SPD) unteren Besoldungsstufen in den Vertretungen der 

Bundesrepublik Deutschland im Ausland unter den 
Sozialhilfesätzen des Gastlandes liegt? 


32. Abgeordneter Trifft es zu, daß deshalb ausländische Ortskräfte 
Löffler diese Stellen übernehmen müssen, und was gedenkt 

(SPD) die Bundesregierung zu tun, um eine bessere Be- 

zahlung der deutschen Bediensteten zu gewährlei- 
sten? 


33. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist weiterhin für alle Staatsorgane verbindlich, daß 
neben den Vier Mächten die Bundesrepublik Deutsch- 
land „auch verantwortlich für das ganze Deutsch- 
land“ ist (BVerfGE 36, 16), daher sich auch nicht 
in rechtliche Abhängigkeiten bezüglich der Ab- 
trennung anderer Teile Deutschlands vor friedens- 
vertraglichen Regelungen begeben darf (E 36, 7. 
Leitsatz) und den Ostverträgen nicht die Wirkung 
zukommt, ,,daß die Gebiete östlich von Oder und 
Neiße . . . aus der rechtlichen Zugehörigkeit zu 
Deutschland entlassen und der Souveränität . . . 
der Sowjetunion und Polens endgültig unterstellt 
worden seien“ (E 40, 171)? 
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34. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Entspricht es dem Wortlaut und Geist der mit der 
Volksrepublik Polen abgesprochenen Geschäfts- 
grundlagen des Warschauer Vertrages, daß nunmehr 
der weitaus überwiegende Teil deutscher Aussiedler 
aus den Gebieten östlich von Oder und Neiße bei 
der Ausreise aus der polnischen Staatsangehörigkeit 
nicht entlassen wird, und ist anläßlich der von dem 
polnischen Bevollmächtigten hingenommenen Erklä- 
rung des Bundesaußenministers Scheel am 13./ 14. 
November 1970 zur Rechtslage Deutscher sowie 
der „Information“ vom 7, Dezember 1970 nicht 
ein anderes Vorgehen für die Entlassung bei der 
Ausreise abgemacht bzw. vorausgesetzt worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


35. Abgeordneter 
Dr. Ehmke 
(Ettlingen) 

(DIE GRÜNEN) 


Inwieweit sollen bei den durch die Bundesregierung 
angekündigten Verschärfungen der Abgasgrenzwerte 
für Personenkraftwagen die Dieselfahrzeuge, insbe- 
sondere hinsichtlich ihrer Stickoxid-Emissionen, in 
die verschärften Grenzwertregelungen entsprechend 
den US A-Grenz werten einbezogen werden? 


36. Abgeordneter 
Dr. Ehmke 
(Ettlingen) 

(DIE GRÜNEN) 


Heißt dies, daß der NO^^-Grenzwert von 1,0 Gramm/ 
Meüe sowohl für Personenkraftwagen mit Otto- 
motor als auch mit Dieselmotoren gleichermaßen 
gelten wird? 


37. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 


Wie hat sich der Antragstau bei den Sportförd er- 
mitteln des Bundes im Zonenrandgebiet in den 
Zonenrandländern seit 1980 entwickelt, und was 
wird die Bundesregierung unternehmen, um diesen 
Antragstau abzubauen? 


38. Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung die Mitteilung 
Antretter des Bundeskanzlers im Europäischen Rat an seine 

(SPD) Partner, das Problem des Abbaus der Grenzkontrol- 

len müsse unter „anderen wichtigen Themen“ 
dringend in Angriff genommen und bald gelöst 
werden, mit den Verlautbarungen aus dem Bun- 
desinnenministerium, insbesondere durch den Parla- 
mentarischen Staatssekretär Spranger, Grenzkon- 
trollen auch an den Binnengrenzen seien noch für 
absehbare Zeit unentbehrlich? 


Bonn, den 27. AprÜ 1984 
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